
 

 
 

 
 
 
 

N E W S L E T T E R 

Immobilien- und Mietrecht Februar 2026 

 

 

____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei Fristversäumnis einer grunderwerbsteuerrechtlichen Anzeige-

pflicht eines Notars (BFH, Urt. v. 8.10.2025 – Az. II R 22/23) 

 

   

____________________________________ 

 

Hat der Notar die Anzeige eines grunderwerbsteuer-

pflichtigen Rechtsvorgangs nach § 18 Abs. 3 Satz 1 

des Grunderwerbsteuergesetzes nicht fristgemäß er-

stattet, ist ihm keine Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand nach § 110 der Abgabenordnung (AO) in die 

versäumte Frist zu gewähren. Nach Ablauf der Anzei-

gefrist kommt eine rückwirkende Fristverlängerung 
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nach § 109 Abs. 1 Satz 2 AO (analog) zur erstmaligen 

Erstattung der Anzeige nicht in Betracht. 

Hintergrund 

Der Grunderwerbsteuer unterliegen bestimmte Rechts-

vorgänge, die zu einem Rechtsträgerwechsel an einem 

inländischen Grundstück führen, beispielsweise ein 

Kaufvertrag oder ein anderes Rechtsgeschäft, das den 

Anspruch auf Übereignung begründet, aber auch Ände-

rungen des Gesellschafterbestands bei Gesellschaften 

mit inländischen Immobilienbesitz. 

Für Zwecke des Besteuerungsverfahrens sind im 

Grundsteuergesetz (GrEStG) für Gerichte, Behörden 

und Notare sowie für die Steuerschuldner Anzeige-

pflichten gegenüber dem Finanzamt geregelt. Die An-

zeigepflichten dienen dazu, die Erwerbsvorgänge dem 

Finanzamt zur Kenntnis zu bringen und so das Finanz-

amt in die Lage zu versetzen, Grunderwerbsteuer fest-

zusetzen. 

Notare haben die Anzeige mit einer Frist von zwei Wo-

chen nach beurkunden zu erstatten. Der Bundesfinanz-

hof hatte nun mit Urteil vom 8.10.2025 (Az. II R 22/23) 

zu entscheiden, ob bei einem Fristversäumnis Wieder-

einsetzung in den vorigen Stand gewährt werden kann.  

Eine Fristversäumnis im Fall einer grunderwerbsteuer-

baren Änderung des Gesellschafterbestands kann 

nämlich schwerwiegende Folgen haben. Bei Nichterfül-

lung bzw. nicht rechtzeitiger Erfüllung der Anzeige-

pflicht führt die Verletzung der Anzeigepflicht dazu, 

dass bei einer Rückgängigmachung des Erwerbsvor-

gangs die Grunderwerbsteuer bestehen bleibt. Diese 

„Strafe“ dient dazu Steuervermeidungsgestaltungen zu 

verhindern – andernfalls könnte der Gesellschafterbe-

stand unerkannt vom Finanzamt geändert werden und, 

wenn dem Finanzamt den Erwerbsvorgang doch noch 

bekannt wird, dies zur Vermeidung der Steuer wieder 

rückgängig gemacht werden. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen ge-

setzlichen Regelung sind § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 

Abs. 3 GrEStG. Diese lauten wie folgt: 

 

 

§ 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 GrEStG 

„Gerichte, Behörden und Notare haben dem zuständi-

gen Finanzamt schriftlich Anzeige nach amtlich vorge-

schriebenem Vordruck zu erstatten über 

1. Rechtsvorgänge, die sie beurkundet oder über die 

sie eine Urkunde entworfen und darauf eine Unter-

schrift beglaubigt haben, wenn die Rechtsvorgänge ein 

Grundstück im Geltungsbereich dieses Gesetzes be-

treffen;“ 

§ 18 Abs. 3 GrEStG 

„Die Anzeigen sind innerhalb von zwei Wochen nach 

der Beurkundung oder der Unterschriftsbeglaubigung 

oder der Bekanntgabe der Entscheidung zu erstatten, 

und zwar auch dann, wenn die Wirksamkeit des 

Rechtsvorgangs vom Eintritt einer Bedingung, vom 

Ablauf einer Frist oder von einer Genehmigung abhän-

gig ist. Sie sind auch dann zu erstatten, wenn der 

Rechtsvorgang von der Besteuerung ausgenommen 

ist.“ 

Urteil des Bundesfinanzhofs 

Sein Urteil vom 8.10.2025 fasst der Bundesfinanzhof in 

der Pressemitteilung Nr. 7/2026 vom 12.2.2026 wie 

folgt zusammen:  

„Kommt ein Notar seiner Pflicht zur Anzeige nach § 18 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 

(GrEStG) nicht innerhalb der gesetzlich vorgesehenen 

Zwei-Wochen-Frist nach, kann er keinen Antrag auf 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 110 der 

Abgabenordnung (AO) in die versäumte Anzeigepflicht 

stellen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil 

vom 08.10.2025 – II R 22/23 entschieden. 

Beurkundet ein Notar einen Vertrag, der ein inländi-

sches Grundstück betrifft, muss er nach § 18 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit Abs. 3 Satz 1 GrEStG 

innerhalb von zwei Wochen ab Beurkundung der 

Grunderwerbsteuerstelle des zuständigen Finanzamts 

(FA) Anzeige über den Rechtsvorgang erstatten. Paral-

lel und unabhängig von der Anzeigepflicht des Notars 

müssen auch die Vertragsparteien als Schuldner der 

Grunderwerbsteuer den Grundstücksvertrag dem Fi-

nanzamt anzeigen (§ 19 GrEStG). 
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Im Streitfall beurkundete die Klägerin als Notarin einen 

Teilerbauseinandersetzungsvertrag zwischen Ge-

schwistern (den Klägern in den Verfahren II R 20/23 

und 21/23). Zum Nachlass gehörten GmbH-

Beteiligungen, die über inländischen Grundbesitz ver-

fügten. Die Notarin zeigte die Beurkundung beim FA 

an, jedoch nicht rechtzeitig innerhalb der zweiwöchigen 

Frist. Ebenso wenig erfolgte eine rechtzeitige Anzeige 

durch die Geschwister. In der Folge machten die Ge-

schwister die Teilerbauseinandersetzung wieder rück-

gängig. Daran schloss sich die Frage an, ob die für den 

Teilerbauseinandersetzungsvertrag entstandene 

Grunderwerbsteuer wegen der Rückabwicklung nicht 

festgesetzt werden könnte. Voraussetzung für die 

Nichtfestsetzung wäre unter anderem gewesen, dass 

der Teilerbauseinandersetzungsvertrag dem FA inner-

halb der zweiwöchigen Frist angezeigt worden wäre, 

wobei eine rechtzeitige Anzeige durch die Notarin hier 

zugunsten der Geschwister hätte wirken können. Die 

Notarin stellte deshalb beim FA einen Antrag auf Wie-

dereinsetzung in den vorigen Stand nach § 110 AO 

hinsichtlich der notariellen Anzeigefrist. Der Antrag 

wurde durch das FA abgelehnt. Auch das Finanzgericht 

(FG) gewährte der Notarin keine Wiedereinsetzung. 

Der BFH schloss sich der Auffassung des FG an. Die 

Notarin kann einen solchen Antrag nicht stellen, weil sie 

nicht „jemand“ i.S. des § 110 Satz 1 AO ist. Zum Kreis 

der antragsberechtigten Personen zählen nur die am 

Grunderwerbsteuerverfahren beteiligten Steuerpflichti-

gen – im Streitfall die Geschwister. Nur diese können 

im Hinblick auf die von ihnen versäumte Frist nach § 19 

GrEStG einen Antrag auf Wiedereinsetzung stellen. Der 

Notar hingegen ist am Grunderwerbsteuerverfahren 

nicht beteiligt. Er erfüllt mit der Anzeige nach § 18 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 1 GrEStG seine eigene Pflicht gegenüber 

dem FA. In der Konsequenz haftet er auch nicht für ein 

Versäumnis – weder gegenüber den Steuerpflichtigen 

noch gegenüber dem FA. Für die Praxis ist daher wich-

tig, dass Steuerpflichtige ihre eigene Anzeigepflicht 

nach § 19 GrEStG kennen und beurkundete Grund-

stücksverträge rechtzeitig selbst und unabhängig von 

der Anzeige des Notars anzeigen.“ 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Finanzgericht München, dessen 

Urteil vom 26.10.2022 (Az. 4 K 2345/21) mit Revision 

angegriffen worden war.  

Fazit 

Bei dem Besprechungsurteil handelt es sich um eine 

ungünstige Entscheidung für Steuerpflichtige. Für die 

Frist des Notars zur ordnungsgemäßen Anzeige eines 

grunderwerbsteuerpflichtigen Erwerbsvorgangs kann 

keine Wiedereinsetzung in den vorherigen stand ge-

währt werden. Ein Notar könnte nur innerhalb der kur-

zen Zwei-Wochen-Frist Antrag auf Fristverlängerung 

beim zuständigen Finanzamt stellen.  

Somit kann sich der Steuerpflichtige bei einer grunder-

werbsteuerbaren Änderung des Gesellschafterbe-

stands, insbesondere bei komplexeren Konzernstruktu-

ren, nicht auf die Anzeige des Notars verlassen. Der 

Steuerpflichtige sollte daher dringend die eigene Anzei-

gepflicht sorgfältig erfüllen. 

 

27.2.2026 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach bestem Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktuali-
tät und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen – übernommen werden. 


